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Entschließungsantrag 
der AfD-Fraktion 
 

zu:  

Antrag der AfD-Fraktion - Einsetzung eines Sonderausschusses Corona-Krise - 
Drucksache 7/1040 (2. Neudruck) vom 14.04.2020 

Folgen der sog. Corona-Krise umgehend minimieren und politische Fehlentwicklun-
gen rückgängig machen 

Der Landtag möge beschließen: 
 
Wir fordern eine Rücküberführung des Soforthilfe-Programms Corona in ein hundertprozen-
tiges Landesprogramm für die bis einschließlich 31. März gestellten Anträge. Die im NTHG 
2020 beschlossenen 1,35 Milliarden EURO für Corona-Soforthilfen sind zur Finanzierung 
dieses Programms zu verwenden. Den Unternehmern, die schon einen Bewilligungsbe-
scheid erhalten haben und denen das entsprechende Geld ausgezahlt worden ist, ist ein 
neuer Zuwendungsbescheid zuzustellen, der der ursprünglichen Richtlinie vom 24. März 
2020 entspricht. Die Soforthilfe soll zum unbürokratischen Ausgleich der entstehenden Um-
satzeinbußen verwendet werden können. 
 
Begründung: 
 
Ab dem 25. März 2020 konnten Soloselbstständige und Kleinunternehmer im Land Bran-
denburg im Rahmen eines Landesprogramms eine nicht rückzahlbare Corona-Soforthilfe 
für ihren Betrieb beantragen. Sie taten dies – bis Anfang April – unter der Maßgabe, dass 
der anzugebene Schaden sich aus dem zu erwartenden Umsatz ergäbe. Unter anderem zur 
Finanzierung dieser Soforthilfen beschloss der Landtag Brandenburg am 1. April 2020 einen 
Nachtragshaushalt. Gemäß einem Schreiben der Finanzministerin Lange vom 29. März 
wolle das Land 1,35 Milliarden Euro für Soforthilfen bereitstellen. 
 
Mit der Verwaltungsvereinbarung vom 1. April, die eine Übernahme der Soforthilfe-Kosten 
durch den Bund vorsieht, einigten sich das Land Brandenburg und der Bund auch auf eine 
neue Richtlinie. Nach dieser Richtlinie dürfen Unternehmer allerdings nur monatliche Fixko-
sten wie Miete und Leasing zur Berechnung des Schadens heranziehen. 
 
Viele Unternehmer haben nun entsprechend ihres Umsatzausfalls und des damit verbunde-
nen Antrags, der in den meisten Fällen bereits vor dem 1. April gestellt worden ist, Geld 
erhalten. Der dazugehörige Bescheid schränkt die Verwendung der ausgezahlten Mittel al-
lerdings auf die Begleichung der monatlichen Fixkosten ein. 
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Der Wirtschaftsminister hat in der Ausschusssitzung vom 15.04. selbstbewusst verkündet, 
dass kein Brandenburger Unternehmer ausgezahltes Geld zurückzahlen müsse. Das Land 
Brandenburg würde sich beim Bund für eine Anpassung der Richtlinie einsetzen, aber im 
Notfall die Soforthilfe in ein eigenes Landesprogramm überführen. Kein Brandenburger Un-
ternehmer solle Grundsicherung beantragen müssen, so der Wirtschaftsminister. 
 
Nun hat der Ministerpräsident – auf Presseanfrage – einer möglichen Überführung in ein 
Landesprogramm widersprochen. Man könne das Geld nicht mit vollen Händen ausgeben, 
so Dietmar Woidke. Auch die ILB schreibt auf ihrer Internetseite: „Für Soloselbstständige 
gilt: Unternehmerlohn und Lebenshaltungskosten sind nicht förderfähig, wir bitten hierfür 
einen Antrag auf Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch II bei den örtlichen Jobcen-
tern zu stellen.“ 
 
Wir fordern daher eine Rücküberführung des Soforthilfe-Programms Corona in ein hundert-
prozentiges Landesprogramm, wie es bis zur Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung 
offiziell bestand. Im NTHG (Nachtragshaushalt) wurden 1,35 Milliarden EURO für Corona-
Soforthilfen freigemacht. Dieses Geld ist zur Finanzierung dieses Programms zu verwen-
den. Den Unternehmern, die schon einen Bewilligungsbescheid erhalten haben und denen 
das entsprechende Geld ausgezahlt worden ist, ist ein neuer Zuwendungsbescheid zuzu-
stellen, der der ursprünglichen Richtlinie vom 25. März entspricht. Die ausgezahlte Sofort-
hilfe soll – entsprechend der Aussagen des Wirtschaftsministers – rechtssicher zum unbü-
rokratischen Ausgleich der entstehenden Umsatzeinbußen verwendet werden können.  
 
Die Unternehmer und Soloselbständigen brauchen endlich Sicherheit. Das ewige Hin und 
Her und die widersprüchlichen Aussagen der Landesregierung sind unzumutbar! 
 
Innerhalb der Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und dem Land Brandenburg 
über die Soforthilfen des Bundes für die Gewährung von Überbrückungshilfen als Billigkeits-
leistungen für „Corona-Soforthilfen insbesondere für kleine Unternehmen und Soloselbstän-
dige“ vom 31. März 2020 heißt es insofern auch in Artikel 2 Absatz 4: „Die Mittel des Bundes 
dürfen zusätzlich zu gleichartigen Programmen der Länder gewährt werden.“ 

 


